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Von André Zuschlag

Alle Beamt*innen eint ein ganz 
besonderes Verhältnis zu ihrem 
Arbeitgeber. Denn sie haben 
sich gegenüber ihrem jeweili-
gen Dienstherrn zur Einhaltung 
von allerlei Pflichten bereit er-
klärt. Verstoßen sie dagegen, 
kann das mit disziplinarrechtli-
chen Maßnahmen geahndet wer-
den. Die wiederum sind vielfältig 
und weitreichend: „Grundsätz-
lich können disziplinarrechtliche 
Sanktionen von Abmahnungen 
und Versetzungen bis zum Ent-
zug der Beamtenbezüge führen“, 
erklärt der Hamburger Arbeits-
rechtler Jens Gäbert. Denn ein 
Fehlverhalten von Beamt*innen 
– ob nun im Dienst oder außer-
halb – ist laut Beamtengesetz in 
besonderem Maße geeignet, Ach-
tung und Vertrauen in einer für 
das Amt oder das Ansehen des 
Beamtentums bedeutsamen 
Weise zu beeinträchtigen.

So war etwa eine Studienrätin 
aus dem niedersächsischen Sol-
tau mit ihrer Tochter nach Aus-
tralien gereist, weil diese am 
RTL-Dschungelcamp teilgenom-
men hatte. Die Mutter wollte ihre 
Tochter bei den Dreharbeiten be-
gleiten. Allerdings war sie in die-
sem Zeitraum krankgeschrieben. 

Zuvor hatte sie einen Urlaubsan-
trag gestellt, der nicht bewilligt 
wurde. Die Schulbehörde ent-
hob sie daraufhin vorläufig aus 
dem Dienst, weil sie der Lehrerin 
vorwarf, ein unrichtiges Gesund-
heitszeugnis zu gebrauchen.

Vor dem Arbeitsgericht Lüne-
burg wurde sie dann auch we-
gen Gebrauchs eines unrich-
tigen Gesundheitszeugnisses 
verurteilt. Das Gericht war der 
Ansicht, dass sich die Lehrerin im 
Januar 2016 für mehrere Wochen 
krankschreiben ließ, obwohl sie 
tatsächlich nicht arbeitsunfähig 
erkrankt war. Sie wurde zu einer 
Geldstrafe in Höhe von 9.600 
Euro verurteilt. Darauf legte ihr 
Anwalt Berufung ein.

Die Landesschulbehörde 
stellte die Beamtin zunächst vom 
Unterricht frei, später wurde ein 
Disziplinarverfahren eingelei-
tet, schließlich folgte die Sus-
pendierung. In einem Eilantrag 
gab dann das Verwaltungsge-
richt Lüneburg der Lehrerin zu-
nächst Recht, so dass sie vorerst 
weiter im Schuldienst arbeiten 
durfte. Das Oberverwaltungsge-
richt (OVG) Niedersachsen kas-
sierte dann allerdings die vor-
herige Entscheidung wieder: Es 
sei überwiegend wahrscheinlich, 
dass das angelaufene Diszipli-

narklageverfahren mit der Ent-
lassung der Lehrerin aus dem Be-
amtenverhältnis ende. Nach An-
sicht des OVG sei das Vertrauen 
in die Zuverlässigkeit und Integ-
rität der Frau zerstört.

Das Bundesbeamtenrecht for-
dert von allen Beamt*innen, dass 
ihr Verhalten, innerhalb wie au-
ßerhalb des Dienstes, der Ach-
tung und dem Vertrauen gerecht 
werden muss, die der Staats-
dienst erfordert. Üblich ist, dass 
straffällige Beamt*innen neben 
einem Strafverfahren in der Re-
gel auch mit einem Disziplinar-
verfahren zu rechnen haben. Das 
verstößt auch nicht gegen das an-
sonsten geltende Verbot der Dop-
pelbestrafung. „Einerseits be-
steht hier der Strafanspruch des 
Staates, andererseits der diszip-
linarische Anspruch des Dienst-
herrn“, sagt Anwalt Gäber. Diszi-
plinarrecht und Strafrecht haben 

also ganz unterschiedliche Inten-
tionen.

Eines Dienstvergehens kön-
nen sich Beamt*innen jedoch 
nicht nur während der Arbeits-
zeit schuldig machen. Die An-
sprüche des Arbeitgebers rei-
chen in diesem Falle – anders als 
in den meisten privatwirtschaft-
lichen Arbeitsverhältnissen – 
deutlich darüber hinaus. So ist 
es auch im Kirchenrecht, wie der 
Fall des ehemaligen Bremer Pas-
tors Friedrich Bode veranschau-
licht. Bode, früher Gründungs-
mitglied der Bremer Grünen, 
trat kürzlich auf einer NPD-Ver-
anstaltung mit Neonazi-Größen 
wie dem Thüringer Holger Heise 
auf. 18 Jahre lang war Bode Ge-
meindepastor in Bremen-Horn, 
ehe er im Zuge eines Diszipli-
narverfahrens aus dem Dienst 
ausschied. Schon in den letzten 
Jahren war er wegen antisemi-
tischer, verschwörungstheoreti-
scher und zumindest deutschna-
tionaler Ansichten in der Öffent-
lichkeit aufgefallen.

Aus Sicht des Hannoveraner 
Kirchenrechtlers Joachim Arndt 
dürften auf Bode deshalb arbeits-
rechtliche Konsequenzen zukom-
men: „Hier drängt sich in der Tat 
der Vorwurf einer Amtspflicht-
verletzung auf.“ Denn er habe 

Wenn das Ansehen des 
Beamtentums leidet
Dienstverstöße von Beamt*innen, ob nun im Dienst oder in der Freizeit, können vielfältige Disziplinarmaßnahmen zur Folge haben. Schlimmstenfalls 
droht sogar der Entzug der Bezüge, selbst wenn man schon in Rente ist. Das zeigen zwei prominente Beispiele aus der jüngsten Zeit

Kein Flüchtlingsschutz für 
Syrer ohne Wehrpflicht
Das Oberverwaltungsgericht Bremen (OVG) 
hat mit zwei Urteilen entschieden, dass 
männliche syrische Staatsangehörige, die 
deutlich vor Beginn des wehrpflichtigen Alters 
oder nach Überschreiten der für Reservisten 
geltenden Altersgrenze Syrien verlassen 
haben, keine Flüchtlingseigenschaft 
beanspruchen können. Einem 17- 
(Aktenzeichen 2 LB 237/17) sowie einem 
49-Jährigen (Aktenzeichen 2 LB 194/17) waren 
vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge subsidiärer Schutz zuerkannt 
worden: Bei einer Rückkehr nach Syrien drohe 
ihnen ernsthafter Schaden. Die Anträge auf 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft hatte 
das Bundesamt aber abgelehnt. Das 
Verwaltungsgericht urteilte in beiden Fällen, 
den Klägern drohe bei einer hypothetischen 
Rückkehr nach Syrien Verfolgung aus 
flüchtlingsrechtlich relevanten Gründen. Das 
OVG hob diese Entscheidungen auf und wies 
die Klagen ab. Nach syrischem Recht müssen 
Männer im Alter zwischen 18 und 42 in der 
Armee dienen. Eine zum Zeitpunkt der 
Ausreise bestehende Militärdienstpflicht sei 
für die Annahme erforderlich, dass das 
syrische Regime das Verlassen des Landes als 
Ausdruck einer oppositionellen Gesinnung 
verstehe, so das OVG. Die Kläger dürfen sich 
weiter in Deutschland aufhalten. (taz)

Große Unterschiede bei 
Gehältern von Richtern
Nach Angaben des Deutschen Richterbundes 
(DRB) gehen die Gehälter in der Justiz weiter 
auseinander. Wer in Bayern als junger 
unverheirateter Richter anfängt, verdient 
4.378 Euro brutto im Monat – im Saarland sind 
es dagegen 3.451 Euro brutto. Nach Bayern 
zahlt Hamburg das zweithöchste 
Einstiegsgehalt: 4.292 Euro brutto. Die 
Besoldung der niedersächsischen Richter 
beschäftigt inzwischen das 
Bundesverfassungsgericht: Geklagt hat eine 
Osnabrücker Richterin, die die Höhe ihrer 
R1-Besoldung für verfassungswidrig hält. Das 
Verwaltungsgericht Osnabrück hat den Fall 
nach Karlsruhe weitergereicht. Eine ähnliche 
Klageist auch vor dem Verwaltungsgericht 
Hannover anhängig. (taz)

VW muss Schummel-
Diesel tauschen
Das Hamburger Landgericht hat einen 
VW-Händler dazu verurteilt, einen 
Dieselwagen wegen manipulierter Abgaswerte 
zurückzunehmen und gegen einen Neuwagen 
zu tauschen. Dabei sei unerheblich, ob bei dem 
Gebrauchtwagen bereits eine neue Software 
aufgespielt sei. „Die Nachbesserung durch das 
Softwareupdate ist für Kläger unzumutbar“, 
heißt es in der Urteilsbegründung 
(Aktenzeichen 329 O 105/17). Damit 
unterscheidet sich das Gerichtsurteil von 
anderen. „Wenn man das Urteil zu Ende denkt, 
sagt das Gericht, Volkswagen hat noch nicht 
einmal die Möglichkeit, die Mängel zu 
beheben“, so Rechtsanwalt Frederik Wietbrok, 
der einen Autobesitzer vertrat. Gegen VW 
klagen bundesweit Tausende Besitzer 
manipulierter Dieselautos. Viele Verfahren 
wurden von Gerichten abgewiesen. In Fällen, 
in denen Urteile gegen VW fielen, legte der 
Autobauer Berufung ein. Anwalt Wietbrok 
sagte, einige Gerichte hätten Klägern bereits 
einen Anspruch auf einen Neuwagen 
zugesprochen. Bei keinem der Fahrzeuge sei 
jedoch ein Software-Update aufgespielt 
gewesen. VW zufolge beseitigt die neue 
Software die Manipulation. (dpa)

Mehr Mindestabstand  
zu Windrädern
Die Landesregierung in Schleswig-Holstein 
will im Juli neue Pläne für den Ausbau der 
Windkraft in Schleswig-Holstein vorlegen. 
CDU, Grüne und FDP wollen darin die 
Mindestabstände von Windrädern zu 
geschlossenen Wohnsiedlungen von aktuell 
800 auf 1.000 Meter erhöhen. Das sei auch mit 
dem energiepolitischen Ziel vereinbar, in 
Schleswig-Holstein zehn Gigawatt Windkraft-
Leistung an Land zu erreichen, so die 
Landesregierung. Notwendig wurde eine neue 
Windkraft-Planung in Folge einer  
Gerichtsentscheidung von 2015. (dpa)
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sich, wenn auch nur im Rahmen 
seines außerdienstlichen Verhal-
tens als Pastor in Rente, für die 
NPD durch seine Teilnahme und 
seinen Redebeitrag fördernd ein-
gesetzt. Aber er gilt rechtlich im-
mer noch als Repräsentant seiner 
bremischen Landeskirche.

Arbeitsrechtliche Sanktionen 
dürften für den Pastor folgen, da 
das Grundgesetz den Kirchen in 
Deutschland erlaubt, ein eige-
nes Arbeitsrecht führen zu dür-
fen. Danach ordnet und verwal-
tet jede Religionsgemeinschaft 
ihre Angelegenheiten selbststän-
dig innerhalb der allgemein gül-
tigen Gesetze. Dabei unterschei-
den sich die Sanktionen nicht 
sonderlich von denen im öffent-
lichen Dienst. „Das Disziplinar-
recht ist nah am Staatsdienstge-
setz“, sagt Arndt.

Da also die NPD vom Verfas-
sungsgericht zwar nicht verbo-
ten, aber als verfassungsfeind-
lich eingestuft wurde, stehe 
dies, so Arndt, im Widerspruch 
zum Evangelischen Kirchen-
recht. Denn betont wird, dass 
Disziplinarmaßnahmen dazu 
beitragen sollen, das Ansehen 
der Kirche und das Vertrauen 
in das Handeln der in der Kir-
che mitarbeitenden Menschen 
zu sichern. Dabei gilt dies nicht 

nur für gegenwärtig Angestellte, 
also etwa Pfarrer*innen und 
Kirchenbeamt*innen, sondern 
auch für Personen, die in der Ver-
gangenheit in einem kirchlichen 
Dienstverhältnis standen.

Das Kirchenrecht der evange-
lischen Kirche in Deutschland 
sieht insgesamt neun Diszipli-
narmaßnahmen vor, von einem 
Verweis über die Kürzung der Be-
züge bis hin zu einer Entfernung 
aus dem kirchlichen Dienst. Zwar 
hat jede der 22 evangelischen 
Landeskirchen eigene Gesetze, 
allerdings gilt hier bundesweit 
das Pfarrdienstgesetz.

Die Bremische Evangelische 
Kirche (BEV) lud Bode, der bereits 
seit 1991 im Ruhestand ist, zu ei-
nem Dienstgespräch. Zur Debatte 
stand zunächst ein Disziplinar-
verfahren. Das könnte mit einer 
Kürzung seiner Ruhestandsbe-
züge enden. Bisher gibt es aller-
dings noch keine Entscheidung 
seitens der Bremischen Kirche. 
„Bei der Auswahl der Sanktion 
wird sicher einerseits eine Rolle 
spielen, was Bode beim NPD-Auf-
tritt inhaltlich verbreitet hat“, 
sagt Arndt. Andererseits könne es 
Bode strafmildernd zugutekom-
men, wenn er zusichere, künftig 
auf NPD-Veranstaltungen nicht 
mehr auftreten zu wollen.

nord 🐾  thema alles, was recht ist

Von Lukas Thöle

Es bleibt dabei: Bremen will transparent sein, 
ist es aber nicht. 2017 haben die dortigen Behör-
den 39 von 219 Verträgen online veröffentlicht. 
Aktuell sind es 69 von 450 – die an vielen Stel-
len geschwärzt sind. „Die Umsetzung des Trans-
parenzgesetzes“, sagt Thomas von Zabern vom 
Bündnis für Informationsfreiheit und Transpa-
renz, „ist eine absolute Katastrophe.“ 

Seit 2015 müssen Bremer Behörden be-
stimmte Dokumente eigenständig und sofort 
veröffentlichen. Dazu gehören Verträge, bei de-
nen es um über 50.000 Euro geht. Mit dem 
neuen Gesetz belegte Bremen 2017 den dritten 
Platz im Transparenzranking der Open Know-
ledge Foundation und dem Verein Mehr Demo-
kratie. Größter Kritikpunkt war die schlechte 
Umsetzung: „Die gesetzliche Grundlage ist 
gut, wird aber nicht befolgt“, sagte Studienau-
tor Arne Semsrott damals. Das gilt noch im-
mer: Der Senat rühmt sich zwar, seit 2015 viele 
neue Dokumente veröffentlicht zu haben. Und 
tatsächlich sind im Onlineportal rund 62.000 
Dokumente abrufbar – aber zwei Drittel davon 
sind Pressemitteilungen und Infobroschüren.

Der Senat nennt viele Gründe: Früher 
wurden Verträge ausgedruckt, von Hand ge-
schwärzt und dann wieder digitalisiert. Das soll 
nun schneller gehen: Ganze drei Amtsstellen 
können bereits jetzt Dokumente am Compu-
ter schwärzen. Bis Jahresende soll die restliche 
Verwaltung nachziehen. Zusätzlich habe Bre-
men mit dem Transparenzgesetz juristisches 
„Neuland“ betreten. Um Fehleinschätzungen 
zu verhindern, müsse das Personal erst ge-
schult werden. Auch ein Leitfaden soll helfen. 
Doch: „Rechtskonforme Entscheidungen brau-
chen gerade bei Verträgen oft Zeit“, sagt das zu-
ständige Finanzressort. Denn nur im Einzelfall 
könne öffentliches gegen privates Interesse ab-
gewogen werden. Wann die BremerInnen mit 
einer nahtlosen Veröffentlichung der Verträge 
rechnen können, sagt der Senat nicht.

„Ich kann bei der Verwaltung keinen kla-
ren Willen zur Transparenz erkennen“, sagt 
von Zabern. Dem Personal werde zwar erklärt, 
wie es am Computer schwärzen kann. Es gebe 
aber keine offiziellen Vorgaben, welche Infos 
zu schwärzen sind. Die Behörden würden daher 
fast alles zu Geheimnissen erklären – sie wissen 
es halt nicht besser. „Zur vernünftigen Prüfung 
fehlt der Verwaltung aktuell das Personal und 
die Kompetenz“, so von Zabern. Auch seien viele 
der laut Senat veröffentlichten Verträge nicht 
im Onlineportal zu finden. Auf Nachfrage kä-
men von den zuständigen Ressorts nur auswei-
chende Antworten. „Gründe werden gesucht 
und gefunden“, sagt von Zabern.

Ein „großes Verbesserungspotenzial“ sieht 
auch die Landesbeauftragte für Informations-
freiheit, Imke Sommer: Sie kritisiert, dass noch 
immer viele Verträge nicht veröffentlicht wur-
den. Und wenn, dann seien viele Stellen recht-
lich unzulässig geschwärzt. Künftig sollen Ver-
tragspartner daher schon vor Abschluss dar-
über informiert werden, dass die Dokumente 
veröffentlicht werden müssen. Das soll spä-
ter rechtliche Prüfungen vereinfachen, bis-
her hatte die Verwaltung den Hinweis in vie-
len Fällen versäumt.

Das Gesetz kennt keine Strafen für Behörden. 
Im Dezember verklagte Clemens Prill aus Bre-
merhaven das Sozialressort, weil es der Trans-
parenzpflicht nicht nachkommt. Der Student 
hat keine Lust mehr, Informationen zu bean-
tragen, die schon längst öffentlich sein müss-
ten. „Ich hoffe, das Verwaltungsgericht spricht 
ein Machtwort“, sagt er. Das Sozialressort be-
antwortete keine Fragen der taz dazu.

Im Zweifel 
bleibt doch 
alles geheim
Bremen rühmt sich für seine 
Transparenz – zu unrecht: Viele 
Verträge werden nicht veröffentlicht 

Sein Auftritt bei der 
NPD könnte den 
ehemaligen Pfarrer 
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Ruhestandsbezüge 
kosten
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